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TOP 9 der Tagesordnung: VV Schulische Inklusionsassistenz präzisieren und Verfahren zur 

Teilhabe für Kinder mit (drohender) Behinderung in Schule und Jugendhilfe einheitlich gestalten 

 

B e s c h l u s s 
 
Der Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) begrüßt grundsätzlich das Ansinnen der Senatsverwaltung 

für Bildung, Jugend und Familie mit der VV Schulische Inklusionsassistenz, ein abgestimmtes 

gesamtstädtische Verfahren zur Prüfung und Gewährung von Leistungen zur Teilhabe an Bildung 

von Kindern und Jugendlichen mit Unterstützungsbedarf, insbesondere bei pflegerischem Bedarf 

zu etablieren. Ziel ist es, deren Teilhabe am schulischen Leben verlässlich abzusichern. 

Gleichwohl sieht der LJHA an mehreren Stellen Nachbesserungs- und Ergänzungsbedarf, um eine 

praxistaugliche, zügige und rechtskreisübergreifend anschlussfähige Umsetzung sicherzustellen. 

Der LJHA begrüßt, dass mit dem Entwurf eine Grundlage geschaffen wird, die die bereits seit Jahren 

ausgelaufene Verwaltungsvorschrift ablösen kann. Darin sieht er einen wichtigen Schritt hin zu mehr 

Handlungssicherheit für die zuständigen Ämter, die Unterstützungsstrukturen und die Praxis. 

1 Klärung der Zielgruppe und Erweiterung 

Der LJHA begrüßt die Definition der Zielgruppe der schulischen Inklusionsassistenz. Sie umfasst 

Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen, gemäß § 99 SGB IX sowie solche mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf gemäß schulrechtlichen Regelungen. Auch Kinder und 

Jugendliche mit lang andauernden erheblichen Beeinträchtigungen, etwa chronischen 

Erkrankungen wie Diabetes werden einbezogen. 

2 Klarstellung zur schulischen Inklusionsassistenz im Ganztagsbereich und Hinweis auf gleichzeitige 

Gewährung von Hilfe gemäß der SchüFöVO 

Der LJHA begrüßt, dass die schulische Inklusionsassistenz auch bei außerunterrichtlichen 

Aktivitäten, einschließlich der ergänzenden Förderung, Schülerfahrten und Ferien, gewährt wird. 

Diese Klarstellung ist zentral, um die vollständige Teilhabe der betroffenen Kinder an 

Ganztagsangeboten sicherzustellen. 

Gleichzeitig weist der LJHA darauf hin, dass Schulische Inklusionsassistenz nicht mit 

sozialpädagogischen Hilfen gemäß § 5 Abs. 2 SchüFöVO verrechnet oder verwechselt werden darf. 

Beide Leistungen adressieren unterschiedliche Bedarfe. 
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Für die Umsetzung fordert der LJHA darum entsprechende Handreichungen und Klarstellungen für 

die Fachaufsichten der regionalen Schulaufsichten und für die Schulpsychologische und 

Inklusionspädagogische Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) bereitzustellen. 

3 Einbeziehung der pädagogischen Assistenz 



Der LJHA begrüßt besonders die Erweiterung des Anwendungsbereichs um pädagogische 

Tätigkeiten innerhalb der Inklusionsassistenz. Diese seit langem geforderte Unterstützung stellt eine 

nachhaltige Verbesserung dar, da sie pflegerische Hilfen sozialpädagogisch ergänzt und gezielt 

die soziale und emotionale Entwicklung der Kinder stärkt. Ziel ist es, das Wohlbefinden und die 

Selbstständigkeit der Kinder im schulischen und außerschulischen Alltag zu fördern. 

4 Einbindung der Erziehungsberechtigten 

Der LJHA begrüßt, dass Erziehungsberechtigte künftig von der Schule informiert werden, ob die 

Voraussetzungen für schulischer Inklusionsassistenz vorliegen und wie deren Umsetzung im 

Schulalltag erfolgt. Diese überfällige Regelung kann die Kommunikation zwischen Schule, Eltern 

und den zuständigen Ämtern deutlich verbessern. 

5 Benachteiligungen ab Jahrgangstufe 11 aufheben 

Der LJHA fordert den Berliner Senat auf die derzeitige Beschränkung der schulischen 

Inklusionsassistenz bis zur Jahrgangsstufe 10 aufzuheben. Schülerinnen und Schüler, die bis zur 10 

Jahrgangsstufe auf eine Assistenz angewiesen waren, benötigen diese auch über die 10. Klasse 

hinaus, bis zum Ende der Schulplicht (Jahrgangsstufe 11) oder bis zum Abschluss des jeweiligen 

Bildungsgangs. Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie wird aufgefordert, die 

Verwaltungsvorschrift entsprechend anzupassen und die Unterstützung auch für ältere Schülerinnen 

und Schüler sicherzustellen. 

6 Dringender Regelungsbedarf an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung 

/ Autismus 

Der LJHA fordert eine zügige Klärung der Unterstützung für Schüler mit emotionalen und sozialen 

Bedarfen in Förderschulen nach 2026. Die Teilhabe dieser Schüler muss frühzeitig geklärt und 

sichergestellt werden. 

Der LJHA weist darauf hin, dass in den Förderschulen GE / Autismus und Lernen bislang Pflege- 

und Unterstützungsleistungen auch für Kinder und Jugendliche mit komplexem Hilfebedarf Kinder 

gewährt wurden. Diese Leistungen müssen nun ersetzt werden, da die aktuellen 

Zumessungsrichtlinien nicht ausreichen, um die Bedarfe mit der vorhandenen Lehrkraft- und 

Betreuer: innen-Ausstattung abzudecken. Eine unzureichende Berücksichtigung gefährdet die 

Bildungsteilhabe der betroffenen Schülerinnen und Schüler. 

7 Zugang zur bedarfsgerechten Unterstützung gemäß § 35a SGB VIII 

Der LJHA nimmt zur Kenntnis, dass Schülerinnen und Schüler mit Autismus, Angststörungen oder 

anderen psychischen Belastungen Unterstützung ausschließlich über die Teilhabefach-dienste der 

Jugendämter erhalten (AV USE). Für Eltern ist der Zugang zu dieser Unterstützung häufig mit 

bürokratischen Hürden verbunden, die zu Verzögerungen führen können. Eine Vereinfachung des 

Antragsprozesses ist erforderlich, um eine schnelle und unbürokratische Hilfe für betroffene Kinder 

und Jugendliche zu gewährleisten. 
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8 Sicherstellung der Kommunikation zwischen Erziehungsberechtigten, Schule, SIBUZ und 

Jugendämtern 



Die neue Ausführungsvorschrift (AV USE) soll klare Informationswege und weniger bürokratische 

Hürden für die Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen schaffen. 

Entscheidend bleibt die Effektivität der Kommunikation zwischen Schule, SIBUZ, Jugendämtern und 

Erziehungsberechtigten, um eine schnelle Unterstützung zu gewährleisten. Der LJHA fordert die 

Schaffung bedarfsgerechter und vereinfachter Antragsverfahren, um den Rechtsanspruch auf 

Teilhabe an Bildung schnell und rechtskonform umzusetzen. 

9 Verfahren regelmäßig überprüfen und im Sinne der Schülerinnen und Schüler sowie ihren 

Erziehungsberechtigten regelmäßig verbessern 

Der LJHA begrüßt die in der VV eingebundenen Verfahren zur Beantragung, Prüfung, Bewilligung 

und Durchführung der schulischen Inklusionsassistenz, die Verbindlichkeit und Transparenz 

erhöhen. Besonders positiv ist die klare Festlegung von Verantwortlichkeiten und Abläufen, die den 

praktischen Aufwand minimieren sollen. Der LJHA bittet dennoch, die Verfahren regelmäßig mit der 

Praxis zusammen zu überprüfen, um ihre Effizienz und Anpassungsfähigkeit an sich verändernde 

Bedürfnisse sicherzustellen. 

10 Angepasste Tätigkeitsbeschreibung der schulischen Inklusionsassistenz (Anlage 1 VV schulische 

Inklusionsassistenz). 

Die Tätigkeitsbeschreibung der schulischen Inklusionsassistenz umfasst pflegerische und 

mobilisierende Hilfe sowie unterstützendes pädagogisches Handeln, z. B. bei 

Kommunikationsförderung und Handlungsstrukturierung. Weitere pädagogische Tätigkeiten wie 

Aufsichtspflichten sind nicht vorgesehen. Der LJHA würde es begrüßen, wenn die Senatsverwaltung 

die pädagogische Einbindung klarer definiert, um Unklarheiten zu vermeiden. 

11. Finanzierung, Leistungsverpflichtung und Monitoring sicherstellen 

Der LJHA fordert das Land Berlin auf, die aus der Umsetzung der Verwaltungsvorschrift 

entstehenden Bedarfe verbindlich und dauerhaft abzusichern. Die für Bildung zuständige 

Senatsverwaltung steht in der Pflicht, ihre übernommene Leistungsverantwortung für die schulische 

Inklusionsassistenz umfassend nachzukommen, gerade auch in den Fällen, in denen im Aus-tausch 

mit dem Teilhabefachdienst gemäß AV USE ein zusätzlicher Bedarf im Sinne der Qualität, aber 

auch des Umfangs der Leistung, festgestellt wird. Solche Bedarfe sind auskömmlich zu finanzieren. 

Darüber hinaus empfiehlt der LJHA ein Monitoring einzuführen, das die Umsetzung der schulischen 

Inklusionsassistenz gerade mit Blick auf die Bedarfserfüllung evaluiert, um gezielt 

Weiterentwicklungen zu befördern. 

 

 

 

 
 (UA: Gesamtjugendhilfeplanung und Haushalt sowie Jugendarbeit, außerschulische Jugendbildung und Jugendsoziarbeit) 

 

Abstimmung:  Dafür 13 / Dagegen 0 /Enthaltungen 0 
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